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56!SN- ll.6/H8 

A~t der Steiermärkischen Landesregierung 

Präsidialabteilung 

GZ.: Prä s - 2 1 Ti 1 - 86/ 2 Graz, am 12.Mai 1986 

Tel.: 7031/2428 od. 
2571 

039 s t . : Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Tierversuchsgesetz, 
BGBL.Nr.184/1974, geändert wird; 
Stellungnahme. 

;'el~i~~.~.~~Z~~~~~ 
Datum: ~O.MAI1986 

1 ~/ Präsidium des Nationalratesy /fo10 Wien I., 
~~;~Karl Renner-Ring 3 (mit 2~bdrucken); 

2. allen steirischen Mitgliedern des Nationalrat~s; 

3. allen steirischen Mitgliedern des Bundesrates; 

4. allen Ämtern der Landesregierungen 
(Landesa~tsdirektion); 

5. der Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt 
der NÖ Landesregierung, 1014 Wien, SChanlenstraße 4, 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Für die Steiermärkische Landesregierung: 

Dr. Wüst eh. 

(Landesamtsdirektorstellvertreter W. Hofrat) 

F • d .. R • d • A • : 
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A B S eHR I F T 

AMT DER 
STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG 

8011 Graz, Landesregierung -
Abteilung für Wissenschaft und Forschung 

Abteilung für Wissenschaft und Forschung 

8011 Graz, Hofgasse 15 

DVR 0087122 

An das Bearbeiter ORR.Dr.Anderwald 

.2undesministerium für \lissen­
schaft und Forschung Telefon DW (0316) 70311 2672 

Telex 031838 19r gz a 

j''Iinori tenplatz 5 
1014 ':! i e n 

L 

Parteienverkehr 
Montag bis Freitag 8 bis 12 Uhr 

Bitte in der Antwort das Geschäftszeichen 
dieses Schreibens anführen 

GZ Präs - 21 Ti 1 - 86/2 Graz, am 12.Mai 1986 

Ggst :::Jrhrurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Tierversuchsgesetz, EGBl.Nr.184/1974, 
geändert ~ürd; Stellungna..rune. 

Bezug: 5436/3-7/86 

Zu dem rrit do. l'Jote vom 14. Februar 1966, obige Zahl, übermittelten Ent­

vmrf eines ":Bundesgesetzes, mit dem das r::.'ierversuchsgesetz eeär.dert 1tlird" '..;ird 

nachstehende ~tellungnahme abgegeben: 

I. G~~dsätzliches 

1. Das Tierversuchs€lesetz ist im Bereich der Vollziehung als eine Angele",~en­

heit der mittelbaren Bundesve~~alcung gemäß Art.102 Abs.1 E-VG anzusehen. 

Nach der bisher geltenden Rechtslage ist für die Erteilung der 3e~'lilligung 

von Tierversuchen in Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie sowie 

in Angelegeß~eiten des Gesun~~eitswesens, des Veterinärwesens und des Er­

nährunpswesens einschließlich der Nahrungsmittelkontrolle ausschließlich 

die Bezirbwer\1altungsbehörde zuständig. Aufgrund des § 4 Abs.3 des Ent­

wurfes soll nunmehr anstelle dessen der :Cundesminister für Handel, Gevrerbe 

und Industrie bzw. der Bundesminister fÜr Gesundheit und Umweltschutz zu­

ständig sein. 

Diesbezüglich wird in den Bemerkungen fol~:encles ausge1'Ührt: 

"Zur Sicl1erstellung einer einheitlichen und - dem Auftrag des Gesetzt'ebers 

entsprechenden - strengen Vollziehung soll in Einlrunft die ~e1,villigunf, aus­

scl1.liei31ich durch die in 3etracht kommenden ZentralstelIen erfolgen, wie 

dies bereits bisher in den Angel e[enhei ten der '\lissel".8chaft und Forschung 

der Pali ist. 
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Die Bewilligung sämtlicher Tierversuche durch den zuständigen Bundesmini­

ster fÜhrt ... reiters auch dazu, daß ein genauer tiberblick uoer die in Öster­

reich vorgenommenen Tierversuche gewonnen werden kann. 11 

Diese AusfÜhrungen scheinen nicht schlüssig, zumal schon eine strenge 

l~dhabung eines Gesetzes nicht eine Konzentration der Zuständigkeit bei 

den in Detracht kommenden Zentralstellen zu rechtfertigen vermag. Auch 

die Kenntnis der in Österreich vorgenommenen Tierversuche durch die 

zentralen Stellen erscheint bei Verankerung einer entsprechenden Infor­

mationsverpflichtung trotz Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörden 

zur Erteilung von 3ewilligungen möglich. Diese Regelung widerspricht 

daher dem Subsidiaritätsgedanken, wonach Zuständigkeiten nur dann bei 

Zentralstellen verankert werden sollten, wenn diese von den unterge­

ordneten Behörden nicht ausreichend wa~rgenommen werden können. 

DarUoerhinaus begegnet diese Regelung auch verfassungppolitischen Beden­

ken, da eine Zuständigkeit den Ländern im Bereich der rr~ttelbaren Bundesver­

\oraltung gemäß Art.102 .B-VG entzogen wird. Sollte die Tendenz, weiterhin 

=ntscheidungsbef~~sse bei den Zentralstellen zu konzentriere~, anhalten, 

;wrnmt es zu einer rlinderung der verfassungsmäßigen Stellung des Landes­
hauptmannes im Eereich der mittelbaren Bundesverwaltung. 

2. Sosehr die Grundtendenz des Gesetzes, Tierversuche auf das absolute ;:Iin­

destmaß zu reduzieren, begrüßenswert erscheint, begegnet die Regelung im 

:2ereich der Porschung insoferne grundsätzlichen Bedenken, da die Rasch­

heit der DurchfÜhrung der Verfahren nicht gewährleistet erscheint. Hier 

ist besonders auf Diplom-Arbeiten zu ver ... reisen - es soll der Diplomand kei­

nen l':achteil erleiden -, die innerhalb weniger 'l'ioc.~en durchgefUhrt werden 

müssen. t~erdies müssen wissenschaftliche Tierversuche rasch einer i<odi­

fikation et'i<ia hinsichtlich der angewandten ;::ethode unter'.vorfen 1,orerden 
1 "" Konnen. 

II. Zu den einzelnen Eestim.'Ilun&:en:' 
> 

Zu § 3 Abs. 3: 
Die ~ewilli~unR für einen Tierversuch muß auch dann erteilt werden, wenn die 

Erf~bnisse eines gleichen Versuches dem AntrafSteller zueänglich sind, da bei 

ge.,vissen Lethoden eine Standardmethode als Vergleich zur VerfÜtr:-:'Jng stehen rnu.'J. 

~s ist vnssenschaftlich erwiesen, daß Tiere gleichen StaTImes, gleichen Ge-
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sdllechtes und gleicher Herkunft in örtlich getrennten Versuchs einrichtungen 

durchaus verschieden reagieren können, sodaß Literaturangaben in solchen Fäl­

len irrelevant sind. 

Zu § 4 Abs. 2: 

Bei Tierversuchen, die insbesondere zur Aufklärung von Strukturen, Korperfunk­

tionen und Wirkstoffeffekten vorgenommen werden, lassen sich Tierzahlen nicht 

exakt festlegen, da kurzfristig Folgeexperimente notwendig werden können. 

Aus diesem Grunde sowie aus den unter I. 2. angefÜhrten Bedenken sollte zumin­

dest die I'ilöglichkeit der Erteilung einer Global-Bewilligung - ohne genaue Fi­

xierung der Ii!ethode oder Zahl der Versuchstiere - in Envägung gezogen \verden. 

Ansonsten würde auch die Konkurrenzfähig~eit von inländischen Tierversuchsein­

richtungen gegenUoer ausländischen Unternehmen leiden. 

Zu § 7 Abs. 2: 

Die vorgesehene Verpflichtung zur Meldung uoer Versuchsergebnisse scheint im 

Lichte der international uolichen Geheirrhaltun,gspflicht gegenüber dem Auftrag­

geber problematisch. Aus diesem Grund ist zu befUrchten, daß in Hinkunft keine 

ausländischen Aufträge mehr zu erNarten sind. 

Zu § 8 Abs. 1: 

In dieser Bestim~ soll die Überwachung der Einhaltung der gesetzlichen Vor­

schriften - mit Ausnah-rne des 13ereiches 'ilissenschaf't und Forschung - den Be­

zirksverwaltungsbehörden oblieaen. Es sollte daher statuiert werden, daß 00-

zirksverwaltungsbehörden seitens der ZentralstelIen über erteilte Eewillip.un­
gen in Kenntnis zu setzen sind. 

Zll § Sb Abs. 2: 

Nach dieser Bestimmung soll der .Bundesminister fÜr Gesundheit und Um-leI tschutz 
erteilte Eewilligungen in einern Tierversuchsrefister evident halten. Es muß 

jedoch darauf hin&~wiesen werden, daß einer Einsicht in dieses Tierversuchsre­

gister die Zielsetzungen des Datenschutzes, der Amtsverschwiegenheit sowie der 

'IJabrw..g der Betriebsgeheimnisse entgegenstehen. 
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Zu § 9: 

Nach dem vorliegenden Entwurf soll bei fahrlässiger Begehung eine Geldstrafe 

von S 5.000, - bis S 50.000, - und bei vorsätzlicher Begehung von S 50.000,-­

bis S 100.000,-- statuiert wexden, wobei ein gleicher Strafrahmen für die Er­

satzarreststrafe (Arrest bis zu zwei ~Jochen) vorgesehen ist. Im Hinblick auf 

§ 19 Abs.1 VStG 1950 wini ercpfohlen, differenzierte Ersatzarreststrafen vor­

zusehen. 

25 Al:x1rucke dieser Stellungnahme werden unter einem dem Präsidium des 

Nationalrates zugemittelt. 

I 

(Landesamtsdirektorstellvertreter W.Hofrat Dr.Wüst) 
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